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23 Auftragsbekanntmachung Richtlinie 2014/24/EU  

- Kauf von Mini PC´s, Monitoren und Notebooks für Langenfelder Schulen sowie der 
Kernverwaltung nebst Dienstleistungen 
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24 Bekanntmachungsanordnung für die Änderungssatzung zur Hauptsatzung der Stadt 
Langenfeld vom 28.03.2022 

Der Rat der Stadt Langenfeld Rhld. hat am 22.03.2022 folgende Änderungssatzung beschlossen:  

 

Änderungssatzung zur Hauptsatzung der Stadt Langenfeld Rhld. 

vom 28.03.2022 

 

Aufgrund von § 7 Abs. 1 Satz 1 in Verbindung mit § 41 Abs. 1 Satz 2 Buchst. f der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen in der aktuell geltenden Fassung hat der Rat der Stadt Langenfeld Rhld.am 
22.03.2022 folgende Änderungssatzung beschlossen: 

 

 

Artikel I 

 

Die Hauptsatzung der Stadt Langenfeld Rhld. vom 19.12.2008 in der derzeit gültigen Fassung wird 
wie folgt geändert: § 10 wird um Abs. 4 erweitert:  
 
„§ 10: Beigeordnete  

(1) – (3) unverändert  

(4) Der Rat bestellt den Kämmerer/die Kämmerin und die Leitung Zentrale Servicedienste - in dieser 
Reihenfolge - zu weiteren Vertretungen des Bürgermeisters/der Bürgermeisterin bei Abwesenheit des 
Beigeordneten/ der Beigeordneten.“. 

 

 

Artikel II 

 

Diese Änderungssatzung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 
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Bekanntmachungsanordnung 

Die vorstehende Änderungssatzung wird hiermit gemäß § 17 der Hauptsatzung der Stadt Langenfeld Rhld.  

öffentlich bekanntgemacht. 

 

Die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen  

(SGV NRW 2023) in der jeweils gültigen Fassung kann gegen diese Satzung nach Ablauf eines Jahres seit der 
Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn,  

 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder  

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Langenfeld Rhld. vorher gerügt und dabei die 
verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel angibt. 

 

Langenfeld, 28.03.2022 

Gez. 

Frank Schneider 

Bürgermeister 

 

 

25 Bekanntmachungsanordnung für die Ordnungsbehördliche Verordnung zur Offenhaltung 
von Verkaufsstellen an Sonntagen in Langenfeld im Juni 2022 vom 25.03.2022 

Der Rat der Stadt Langenfeld Rhld. hat am 22.03.2022 folgende ordnungsbehördliche Verordnung beschlossen:  

 

Ordnungsbehördliche Verordnung zur Offenhaltung von Verkaufsstellen an Sonntagen in Langenfeld 
im Juni 2022 vom 25.03.2022 

 

Aufgrund des § 6 Abs. 4 des Gesetzes zur Regelung der Ladenöffnungszeiten (Ladenöffnungsgesetz – LÖG 
NRW) vom 16. November 2006, GV. NRW. S. 516, in Kraft getreten am 21. November 2006, geändert durch 
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Gesetz vom 30. April 2013 (GV. NRW. S. 208), in Kraft getreten am 18. Mai 2013; Artikel 1 des Gesetzes vom 
22. März 2018 (GV. NRW. S. 172), in Kraft getreten am 30. März 2018 wird von der Stadt Langenfeld als 
örtliche Ordnungsbehörde gemäß Beschluss des Rates der Stadt Langenfeld vom 22.03.2022 für das 
Stadtgebiet der Stadt Langenfeld folgende ordnungsbehördlichen Verordnung beschlossen: 

 

§ 1 

Verkaufsstellen dürfen am 12. Juni 2022 in den nachstehend festgelegten Bereichen geöffnet sein: 

Auf dem Sändchen, Bachstraße 1, Turner Straße, Rheindorfer Straße von Kölner Straße bis Einmündung 

Hausinger Straße, Hauptstraße 1-129, Solinger Straße 4-170, Ganspohler Straße 5, Friedhofstraße 11-17, 

Marktplatz 1-18, Jahnstraße, Galerieplatz 1,  

Kurt-Schumacher-Straße 5-17, Konrad-Adenauer-Platz 2-8, Metzmacher Straße,  

Schulstraße 1-14, Montessoristraße 37-39, Hardt (bis Einmündung Nordstraße) und Arnold-Höveler-Straße 

jeweils auf beiden Straßenseiten. 

      in der Zeit von 13.00 Uhr bis 18.00 Uhr. 

 

§ 2 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig im Rahmen des § 1 Verkaufsstellen außerhalb der 
dort zugelassenen Geschäftszeiten oder freigegebenen Straßen und Stadtteilen offen hält oder in diesen 
Geschäftszeiten andere als die zugelassenen Waren verkauft.  

 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann nach § 13 Ladenöffnungsgesetz mit einer Geldbuße bis zu fünftausend Euro 
geahndet werden.  

 

§ 3 

Die Verordnung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 

Stadt Langenfeld Rhld. als örtliche Ordnungsbehörde. 
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Bekanntmachungsanordnung 

Die vorstehende ordnungsbehördliche Verordnung wird hiermit gemäß § 17 der Hauptsatzung der Stadt Langenfeld 
Rhld. öffentlich bekanntgemacht. 

 

Die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (SGV 
NRW 2023) in der jeweils gültigen Fassung kann gegen diese Satzung nach Ablauf eines Jahres seit der 
Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn,  

 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt, 

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder  

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Langenfeld Rhld. vorher gerügt und dabei die 
verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel angibt. 

 

Langenfeld, 25.03.2022 

Gez. 

Frank Schneider 

Bürgermeister 

 
 
 

26 Bekanntmachungsanordnung für die Änderungssatzung zur Satzung für die 
Übergangsheime in der Stadt Langenfeld Rhld. vom 02.12.1978 in der Fassung vom 
16.03.2016 vom 25.03.2022 

Der Rat der Stadt Langenfeld Rhld. hat am 22.03.2022 folgende ordnungsbehördliche Verordnung beschlossen:  

 

Änderungssatzung zur Satzung für die Übergangsheime in der Stadt Langenfeld Rhld. vom 
02.10.1978 in der Fassung vom 16.03.2016 vom 25.03.2022 
 
Aufgrund der §§ 7 und 41 Abs. 1 f Der Gemeindeordnung des Landes Nordrhein-Westfalen (GO 
NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV NRW S 666/SGV NRW 2023 und 
der §§ 1, 2, 4 und 6 des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG NRW) 
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vom 21.10.1969 (GV NRW S. 712/SGV NRW 610) in der jeweils gültigen Fassung in Verbindung mit 
dem § 3 der Satzung für Übergangsheime in der Stadt Langenfeld Rhld vom 02.10.1978 in der 
jeweils gültigen Fassung hat der Rat der Stadt Langenfeld/Rhld in seiner Sitzung vom 22.03.2022 
folgende Änderung der Satzung für die Übergangsheime in der Stadt Langenfeld Rhld vom 
02.10.1978 beschlossen: 
 
 
Art. 1 
 
§1 erhält folgende Neufassung: 
 
Für die vorläufige Unterbringung von Aussiedler*innen, jüdischen Kontingentflüchtlingen und 
ausländischen Flüchtlingen werden die Übergangsheime 
 

a) Albert-Einstein-Str. 25 
b) Albert-Einstein-Str. 25 a 
c) Albert-Einstein-Str. 27 
d) Albert-Einstein-Str. 29 
e) Winkelsweg 81 
f) Winkelsweg 83 
g) Winkelsweg 83 b 
h) Alt Langenfeld 145 
i) Theodor-Heuss-Str. 101 
j) Theodor-Heuss-Str. 103 

 
unterhalten. 
 
 
Art. 2 
 
Diese Änderung tritt einen Tag nach ihrer Bekanntgabe im Amtsblatt der Stadt Langenfeld in Kraft. 
 
 

 

 

Bekanntmachungsanordnung 

Die vorstehende ordnungsbehördliche Verordnung wird hiermit gemäß § 17 der Hauptsatzung der Stadt Langenfeld 
Rhld. öffentlich bekanntgemacht. 

 

Die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 
(SGV NRW 2023) in der jeweils gültigen Fassung kann gegen diese Satzung nach Ablauf eines Jahres seit der 
Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn,  
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a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder  

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Langenfeld Rhld. vorher gerügt und dabei die 
verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel angibt. 

 

Langenfeld, 25.03.2022 

Gez. 

Frank Schneider 

Bürgermeister 

 

27 Bekanntmachungsanordnung für die Änderungssatzung zur Satzung über die Zahlung von 
Verdienstausfall an beruflich selbstständige ehrenamtliche Angehörige und 
Aufwandsentschädigungen an Funktionsträger der Freiwilligen Feuerwehr der Stadt 
Langenfeld vom 01.11.2019 vom 25.03.2022 

Der Rat der Stadt Langenfeld Rhld. hat am 22.03.2022 folgende ordnungsbehördliche Verordnung beschlossen:  

 

 

Änderungsatzung zur Satzung über die Zahlung von Verdienstausfall an beruflich selbständige 
ehrenamtliche Angehörige und Aufwandsentschädigungen an Funktionsträger der Freiwilligen 
Feuerwehr der Stadt Langenfeld vom 01.11.2019 vom 25.03.2022 

 
Aufgrund der §§ 7 und 41 ff der Gemeindeordnung des Landes Nordrhein-Westfalen vom 14.07.1994 (GV 
NRW S. 666/SGV NTW 2023) hat der Rat der Stadt Langenfeld in seiner Sitzung am 22.03.2022 folgende 
Änderungssatzung beschlossen: 

 
§ 5 der Satzung über die Zahlung von Verdienstausfall an beruflich selbständige ehrenamtliche Angehörige 
und Aufwandsentschädigungen an Funktionsträger der Freiwilligen Feuerwehr der Stadt Langenfeld vom 
01.11.2019 wird wie folgt geändert:  

 
Änderung  §5 Abs 1 Höhe und Gewährung der Aufwandsentschädigung und 

Reisekostenpauschale  
 

ALT 

Die Aufwandsentschädigungen und 
Reisekostenentschädigung für 
Führungskräfte und Funktionsträger 
werden als monatliche Beträge in Euro wie 

NEU 

Der Verdienstausfall, die 
Aufwandsentschädigungen und 
Reisekostenentschädigung für 
Führungskräfte und Funktionsträger 
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folgt festgelegt: 

 

 

 

 hauptamtlicher 
Referatsleiter/ehrenamtlicher 
Leiter der Feuerwehr   
400,00 EUR (inkl. 80,00 EUR 
Reisekostenpauschale) 
 
 
 
 
 
 

 hauptamtlicher 
Mitarbeiter/ehrenamtlicher 
stellvertretende Leiter der 
Feuerwehr  
200,00 EUR (inkl. 40,00 EUR 
Reisekostenpauschale) 
 
 
 
 
 

 ehrenamtlicher stellvertretende 
Leiter der Feuerwehr   
300,00 EUR (inkl. 60,00 EUR 
Reisekostenpauschale) 
 

 
 
 

 ehrenamtliche (Organisations-) 
Zugführer 
50,00 EUR 
 
 
 
 
 
 

 ehrenamtliche (Organisations-
)Gruppenführer 
50,00 EUR 
 
 
 

berechnet sich aus der 
Entschädigungsverordnung für kommunale 
Funktionsträger: 

 

 

 hauptamtlicher 
Referatsleiter/ehrenamtlicher 
Leiter der Feuerwehr  
100% der monatlichen 
Pauschale für Ratsmitglieder 
bezogen auf die entsprechende 
Einwohner-zahl gem. der derzeit 
gültigen 
Entschädigungsverordnung 
(Anmerkung = derzeit 420 €) 

 
 hauptamtlicher 

Mitarbeiter/ehrenamtlicher 
stellvertretende Leiter der 
Feuerwehr  
50% der monatlichen Pauschale 
für Ratsmitglieder bezogen auf 
die entsprechende Einwohner-
zahl gem. der derzeit gültigen 
Entschädigungsverordnung  

 
 
 ehrenamtlicher stellvertretende 

Leiter der Feuerwehr  
75% der monatlichen Pauschale 
für Ratsmitglieder bezogen auf 
die entsprechende Einwohner-
zahl gem. der derzeit gültigen 
Entschädigungsverordnung  

 
 ehrenamtliche (Organisations-) 

Zugführer 
12,5% der monatlichen 
Pauschale für Ratsmitglieder 
bezogen auf die entsprechende 
Einwohnerzahl gem. der derzeit 
gültigen 
Entschädigungsverordnung 

 
 ehrenamtliche (Organisations-

)Gruppenführer 
12,5% der monatlichen 
Pauschale für Ratsmitglieder 
bezogen auf die entsprechende 
Einwohnerzahl gem. der derzeit 
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 ehrenamtliche Leiter der 
Jugendfeuerwehr 
50,00 EUR 
 
 
 
 
 
 

 ehrenamtliche Leiter der 
Kinderfeuerwehr 
50,00 EUR 

 

gültigen 
Entschädigungsverordnung 

 
 ehrenamtliche Leiter der 

Jugendfeuerwehr 
12,5% der monatlichen 
Pauschale für Ratsmitglieder 
bezogen auf die entsprechende 
Einwohnerzahl gem. der derzeit 
gültigen 
Entschädigungsverordnung 

 
 ehrenamtliche Leiter der 

Kinderfeuerwehr 
12,5% der monatlichen 
Pauschale für Ratsmitglieder 
bezogen auf die entsprechende 
Einwohnerzahl gem. der derzeit 
gültigen 
Entschädigungsverordnung 

  

 

Bekanntmachungsanordnung 

Die vorstehende ordnungsbehördliche Verordnung wird hiermit gemäß § 17 der Hauptsatzung der Stadt Langenfeld 
Rhld. öffentlich bekanntgemacht. 

 

Die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (SGV 
NRW 2023) in der jeweils gültigen Fassung kann gegen diese Satzung nach Ablauf eines Jahres seit der 
Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn,  

 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder  

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Langenfeld Rhld. vorher gerügt und dabei die 
verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel angibt. 

 

Langenfeld, 25.03.2022 

Gez. 

Frank Schneider 
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Bürgermeister 

 

 

28 Öffentliche Zustellung gem. § 10 Landeszustellungsgesetz NRW (LZG NRW) 
 

Benachrichtigung über eine Zustellung durch öffentliche Zustellung gem. § 10 LZG NRW 
 
Das nachfolgend bezeichnete Dokument wird durch diese öffentliche Bekanntmachung zugestellt. Hierdurch können  
Fristen in Gang gesetzt werden, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen können. 
 

1. Behörde, für die zugestellt wird: 
Stadt Langenfeld Rhld., Der Bürgermeister 
Referat Finanzen, Stadtkasse als Vollstreckungsbehörde  
Konrad-Adenauer-Platz 1 
40764 Langenfeld 
 
Das Dokument kann bei dieser Behörde eingesehen werden.  
 

2. Name und letzte bekannte Anschrift des Zustelladressaten: 
Frau Denise Dreier 
40764 Langenfeld, Querstraße 6 
 

3. Datum, Aktenzeichen des Dokuments: 03.03.2022 zu 650-11.03840.4 
 
Langenfeld, 15.03.2022 
Im Auftrag 
Gez. Jappes 
 

29 Öffentliche Zustellung gem. § 10 Landeszustellungsgesetz NRW (LZG NRW) 
 

Benachrichtigung über eine Zustellung durch öffentliche Zustellung gem. § 10 LZG NRW 
 
Das nachfolgend bezeichnete Dokument wird durch diese öffentliche Bekanntmachung zugestellt. Hierdurch können  
Fristen in Gang gesetzt werden, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen können. 
 

1. Behörde, für die zugestellt wird: 
Stadt Langenfeld Rhld., Der Bürgermeister 
Referat Finanzen, Stadtkasse als Vollstreckungsbehörde  
Konrad-Adenauer-Platz 1 
40764 Langenfeld 
 
Das Dokument kann bei dieser Behörde eingesehen werden.  
 

2. Name und letzte bekannte Anschrift des Zustelladressaten: 
Frau Denise Dreier 
40764 Langenfeld, Querstraße 6 
 

3. Datum, Aktenzeichen des Dokuments: 03.03.2022 zu 650-50.06420.4 
 
Langenfeld, 15.03.2022 
Im Auftrag 
Gez. Jappes 
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30 Aufgebot 

 
 
Das Sparbuch Nr. 302 040 47 80 wurde der Stadt-Sparkasse Langenfeld als verloren gemeldet. 
 
Der Inhaber des Sparbuches wird aufgefordert, binnen einer Frist von drei Monaten vom Tage der Bekanntmachung 
an, unter Vorlage des Sparkassenbuches, seine Rechte bei der Stadt-Sparkasse Langenfeld anzumelden. 
 
Nach Ablauf der genannten Frist wird das Sparkassenbuch für kraftlos erklärt. 
 
Langenfeld, den 11.03.2022 
Stadt-Sparkasse Langenfeld 
Gez. 
Der Vorstand 
 


